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Forderungen bzw. Vorschläge der „Aktiven Arbeitslosen Österreich“ zur Be​schäftigungs- und Arbeitslosenpolitik. Anträge an die Vollversammlung der AK-Wien und sonstige Forderungskataloge (Stand: 19.9.2013) 
Reform des Arbeitslosenversicherungsgesetzes
Die Arbeitslosenversicherung ist ursprünglich eine Errungenschaft der ArbeiterInnenbewegung und soll durch eine gute Absicherung der Arbeit suchenden ArbeitnehmerInnen diesen ermöglichen, das (Menschen)Recht auf frei gewählte, volle, möglichst produktive Arbeit in einem diesen zusagenden Beruf, bei dem sie ihre Fertigkeiten und Fähigkeiten anwenden und weiter entwickeln können (siehe ILO Übereinkommen 122 über die Beschäftigungspolitik, veröffentlicht als BGBl 1972/355) in An​spruch nehmen zu können.

Das neoliberale Aktivierungs- und Arbeitszwangregime mit dem menschenrechtswidrigen Sanktio​nenregime (permanente Androhung des Existenzentzuges durch Bezugssperre) – das mit der AlVG-Novelle 2007 (Schaffung eines schlecht bezahlten „2. Arbeitsmarktes“), der repressiven Mindestsi​cherung und der Abschaffung der befristeten Invaliditätspension auch in Österreich in seinen Grund​zügen schrittweise eingeführt wurde – verschärft bei gleichzeitig zunehmenden Mangel an Existenz sichernder Lohnarbeit den Druck auf die ArbeitnehmerInnen, Arbeit zu immer schlechteren Bedin​gungen anzunehmen.

Die kontinuierliche Verschlechterung der Arbeitslosenversicherung gefährdet also langfristig die Rechte aller ArbeitnehmerInnen!

Damit die von den ArbeitnehmerInnen selbst bezahlte Arbeitslosenversicherung wieder eine richtige Arbeitslosenversicherung wird, fordert die AK Wien die raschest mögliche Reform des AlVG unter Einbeziehung der Betroffenen ArbeitnehmerInnen mit und ohne Erwerbsarbeit und deren Selbstor​ganisationen (Arbeitsloseninitiativen) mit folgenden Mindestforderungen:

1. Gänzliche Streichung der Sperrdrohungen nach §§ 9, 10, 11 und 49, da Sanktionen Exis​tenz bedrohend und menschenrechtswidrig sind. Nach neueren wissenschaftlichen Un​tersuchungen haben Sanktionen fast ausschließlich negative Wirkungen und Treffen vor allem jene Menschen, die aufgrund von Mehrfachdiskriminierung schon am Boden lie​gen. Nur auf Freiwilligkeit beruhende Maßnahmen können wirklich erfolgreich sein!

2. Höhere Nettoersatzquote: Mindestens 70% plus 13. und 14. Sonderzahlung 

3. Die Notstandshilfe ist ein „vermögenswertes Recht“ aus einer Sozialversicherung, daher Streichung der Anrechnung des PartnerInneneinkommens

4. Arbeitslosigkeit ist anstrengend und kann krank machen, daher Recht auf Urlaub (vor al​lem für Menschen mit Kindern!), Bildungskarenz, Pflegefreistellung. 

5. Gehaltsschutz auch in der Notstandshilfe. 

6. Wiedereinführung der ursprünglich im AlVG festgeschriebenen Valorisierung der Notstandshilfe für alle.

7. Nebenbeschäftigungen auf Werkvertragsbasis sind jenen auf Angestelltenbasis gleich zu stellen: Sie sind ohne Tagessatz (= tageweiser Abzug vom Arbeitslosengeld/NH) in gan​zen Monaten durchzurechnen.

8. Neudefinition der Bemessungsgrundlage bei Mehrfachbeschäftigungen.

9. Private Firmen dürfen keine AMS-Agenden, wie Personalvermittlung oder die Überwa​chung der „Arbeitswilligkeit“ (Bewerbungsverhalten) übernehmen.

10. Keine Vermittlung in einen „2. Arbeitsmarkt“ in dem reguläre Kollektivverträge und sonstige ArbeitnehmerInnenschutzbestimmungen umgangen werden

11. Freie Kurswahl mit Rechtsanspruch für alle Erwerbsarbeitslosen – auch für jene, die
kein Geld vom AMS beziehen. Nur eine frei Kurswahl stellt sicher, dass auf Dauer nur Kurse mit ausreichender Qualität angeboten werden.
12.  Bestärkung der  Umsetzung der gesetzlichen Verpflichtung zur effizienten Arbeitsver​mittlung durch das AMS unter Nutzung und Ausbau der bereits erworbenen Qualifika​tionen der Arbeitnehmerinnen mit dem Ziel das in ILO-Übereinkommen 122 (veröffent​licht als BGBl 355/1972) festgeschriebene Recht auf frei gewählte, volle, möglichst pro​duktive, zusagende Arbeit, in der die eigenen Fähigkeiten und Anlagen angewandt wer​den können.

13. Umsetzung der Gleichstellung älterer Arbeitnehmerinnen - Verpflichtung zu einer Vor​gangsweise, die den Tendenzen zu Diskriminierung und Dequalifizierung älterer Arbeit​nehmerInnnen durch die Wirtschaft beseitigt anstatt die Opfer dieser Diskriminierung durch Andichtung angeblicher „Vermittlungshindernisse“ zusätzlich zu stigmatisieren.

14. Festschreibung der Rechte der Arbeit suchenden ArbeitnehmerInnen im AlVG, insbeson​dere 

· das Recht auf weitest gehende Berücksichtigung der Vermittlungswünsche (siehe § 29 AMSG) bei der Arbeitsvermittlung durch das AMS um das Recht auf frei gewählte Arbeit nach ILO 122 umzusetzen

· das Recht auf Erhaltung und Ausbau der eigenen Qualifikationen durch AMS-Maß​nahmen

· Recht auf freie Berufswahl bei AMS-Umschulungen

· Recht auf volle Beratung über die eigenen Rechte

· Recht auf menschenwürdige Behandlung durch das Personal des AMS und seiner Dienstleister (Kursträger, ...) 
Nachträglich hinzukommende Forderungen:

· Keine Schikanen – Verfall von Leistungsansprüchen - wegen Terminversäumnisse bei Anträgen: Nachfrist bei Antragstellung nach § 46 AlVG ebenso bei der Verlängerung der Notstandshilfe einführen statt Leistungsverfall! Gerade Erwerbsarbeitslose haben mit multiplen Problemen zu kämpfen und sind daher oft gesundheitlich angeschlagen ...
Keine Umgehung regulärer Kollektivvertragsrechte durch die Transitarbeitskräfteregelung!

Ein neuer Trend in der Arbeitsmarktpolitik zur Verschleierung der Langzeitarbeitslosigkeit ist die ver​stärkte Zwangszuweisung unter menschenrechtswidriger Androhung des Existenzentzuges (Bezugs​sperre) von Langzeiterwerbslosen ArbeitnehmerInnen in sogenannte „Transitarbeitsplätze“ bei „so​zialökonomischen Betrieben“ (SÖBs) oder „gemeinnützigen Beschäftigungsprojekten“ (GBP). Diese sollen nach Definition eine psychosoziale Betreuung von Menschen mit „Vermittlungshindernissen“ umfassen und den Zugang zum regulären Arbeitsmarkt erleichtern.

In der Praxis werden aber vermehrt Menschen zugewiesen, die keine persönlichen Vermittlungshin​dernisse haben und direkt in einem regulären Arbeitsplatz einsetzbar werden, aber aufgrund fehlen​der Arbeitsplätze und der Diskriminierung durch die Wirtschaft keinen erhalten. Derartige Zwangs​maßnahmen werden von den Betroffenen als schwer diskriminierend empfunden und können zu schwere psychische/gesundheitliche Schäden führen. 

Statt regulär nach dem jeweils Branchen-Kollektivvertrag jener Branche zu entlohnen, in denen der SÖB bzw. der GBP arbeitet, wird nun fast ausschließlich nach einer sogenannten „Transitarbeitskräf​teregelung“ entlohnt.

Die Transitarbeitsregelungen in BABE-, BAGS- und Caritas-KV verweigern den zwangsverpflichteten ArbeitnehmerInnen folgende sonst in einem Kollektivvertrag geregelten Rechte:

1. Recht auf Einstufung nach Verwendung:
Im BAGS-KV gibt es zwar vier Einstufungen mit 1.139 Euro für ungelernte Hilfskräfte bis 1.301 für koordinierend und selbständig arbeitende Arbeitskräfte, in der Regel wird allerdings in die niedrigste Stufe eingestuft. Auch ist der Unterschied von nicht einmal 200 Euro alles an​dere als angemessen für die breite Spannweite an in Frage kommenden Tätigkeiten.

2. Recht auf Berücksichtigung der Ausbildung/Qualifikation:
Weder BABE-KV noch BAGS-KV gestehen Transitarbeitskräften eine Berücksichtigung der Qualifikati​on beim Gehalt zu. Selbst hochqualifizierte ForscherInnen oder Führungskräfte werden auf Hilfsar​beiterniveau heruntergedrückt.

3. Recht auf Anrechnung der Berufserfahrung/Vordienstzeiten:
Auch hier kennen BAGS-KV und BABE-KV keine Rechte der Arbeit suchenden ArbeitnehmerInnen: Selbst erfahrene ArbeitnehmerInnen werden auf Hilfsarbeiter- und AnfängerInnenniveau runter ge​drückt.
4. Recht auf Gehaltsvorrückungen: 
Selbst bei mehrmaliger Zuweisung zu „Transitarbeitsplätzen“ – für viele Langzeitarbeitslose leider schon Realität – erhalten die betroffenen ArbeitnehmerInnen keine Gehaltsvorrückun​gen und werden so dauerhaft auf unterstem Niveau gehalten.
5. Recht auf Interessenvertretung: 
Da „Transitarbeitsplätze“ in „sozialökonomischen Betrieben“ und „gemeinnützigen Beschäfti​gungsinitiativen“ in der Regel nicht mehr als 6 Monate dauern, können„TransitarbeiterInnen“ keinen (eigenen) Betriebsrat wählen und haben leider so de facto auch in den Gewerkschaf​ten keine Interessenvertretung. 

Damit wird das grundlegende (Menschen)Recht auf gleiche Bezahlung für gleiche Arbeit umgangen und der Gleichheitsgrundsatz der Verfassung verletzt! De facto handelt es sich hier um 1-Euro-Jobs auf österreichisch.

Dadurch werden nicht nur die regulären Branchen-Kollektivverträge umgangen, sondern es wird künstlich ein „Zweiter Arbeitsmarkt“ geschaffen, wo die beschäftigten „TransitmitarbeiterInnen“ als Menschen zweiter Klasse behandelt werden.

Arbeit suchende ArbeitnehmerInnen haben oft jahrzehntelang in die Gewerkschaft eingezahlt und haben daher ein Recht darauf, vor den oft sinnlosen und entwürdigenden AMS-Zwangmaßnahmen geschützt zu werden. Die Solidarität zwischen Arbeit habenden und Arbeit suchenden Arbeitnehme​rInnen gehörte in der Gründungszeit der Gewerkschaften zu den fundamentalen Grundlagen der Ge​werkschaften.

Aktive Arbeitslose  Österreich fordern daher:

· Schluss mit dem Missbrauch der TransitarbeiterInnenregelung zur Umgehung regulärer Kol​lektivverträge! 

· Kein Ersatz regulärer Arbeitsplätze durch Transitarbeitsplätze!

· Keine Zuweisung zu Transitarbeitsplätzen gegen den Willen der Betroffenen – mit Zwang kann keine „Wiedereingliederung“ in die Gesellschaft sondern nur eine Unterwerfung unter kapitalistische Herrschaft erreicht werden

· Keine Förderung von gemeinnützigen Personalüberlassern durch das AMS!

· Keine Ausnahme der Transitmitarbeiterinnen in „gemeinnützigen Personalüberlassern“ von den ArbeitnehmerInnenschutzbestimmungen des Arbeitskräfteüberlassergesetzes.

· Keine Neuberechnung des AMS-Bezugs nach einem Transitarbeitsplatz wenn dadurch der AMS-Bezug verringert wird!
· Einführung von ArbeitslosenbetriebsrätInnen in allen AMS-Maßnahmen!
„Zweiter Arbeitsmarkt“ (aus dem Positionspapier Nr. 1)
Wir fordern, dass wir unser hohes Potenzial entsprechend den von Österreich unterzeichneten/bei​getretenen Menschenrechtskonventionen durch frei gewählte, unserer Qualifikation und Erfahrung angemessene sowie menschenwürdig bezahlte Arbeit
 in sinnvoller Weise anwenden können! Ein hochentwickeltes Land wie Österreich kann es sich auf Dauer nicht leisten, das Potenzial seiner älte​ren Arbeitnehmer/innen durch sinnlose Transitarbeitsverhältnisse am „zweiten Arbeitsmarkt“ zu ver​geuden und zu vernichten!
Kurzfrist, den „zweiten Arbeitsmarkt“ betreffend:
· Abschaffung der menschenrechtswidrigen Sanktionen! Die freiwillige Teilnahme nach vor​heriger umfassender Information ist die einfachste Qualitätssicherung. So kann sicher ge​stellt werden, dass nur jene, denen SÖBs und GBPs auch wirklich etwas bringt, an diesen teu​ren Maßnahmen teilnehmen. Die Forschung zeigt, dass der Nutzen von SÖBs und GBPs eher in weichen Faktoren wie dem Ausüben einer sinnvoll erscheinenden Tätigkeit, der Stärkung des Selbstbewusstseins, dem Aufbau sozialer Kontakte etc. liegt, der nur auf Basis der Frei​willigkeit seine volle Wirkung entfalten kann. Sanktionen haben zudem auch massive Auswir​kungen auf die Betroffenen!
· Keine Sonderrechtszone „zweiter Arbeitsmarktes“ auf dem ArbeitnehmerInnenrechte auf​geweicht werden: Transitarbeitskräfteregelung nur als Mindeststandard statt Vorwand zur Umgehung regulärer Branchenkollektivverträge. Keine Weitergabe persönlicher Daten aus dem Arbeitsverhältnis an das AMS! Keine Festlegung vom AMS, wer vom SÖB/GBP aufzuneh​men ist. Keine Arbeitsverträge und dazu gehörende Regelwerke welche die ArbeitnehmerIn​nenrechte einschränken!
· Unabhängige Vertretung von Erwerbsarbeitslosen, eigene ArbeitslosenbetriebsrätInnen für Menschen in Arbeitsprojekten. Finanzierung wie beim Dachverband der SÖBs/GBPs: 1% der Fördergelder für die aktive Arbeitsmarktpolitik.

· Strikte Trennung von Arbeitsverhältnis und auf Freiwilligkeit beruhende zusätzliche Betreu​ung. Keine Datenweitergabe an das AMS aus dieser Betreuung!
· Schluss mit der Defezitorientierung und der Pathologisierung der Erwerbsarbeitslosen. Ur​sachen der Erwerbsarbeitslosigkeit beim verursachenden Wirtschaftssystem bekämpfen statt in einer Täter-Opfer-Umkehr die von der Wirtschaft „aussortierten“ Menschen noch weiter zu demütigen. Schluss mit der Aktivierungsideologie, die in mit Gewalt durchgesetzten Kreis​läufen vorgeblicher „Integrationsketten“ die Menschen noch kränker und kaputter macht!
Auf die allgemeine Arbeitspolitik bezogen
· Demokratisierung der Arbeits- und Arbeitslosenpolitik: Schluss mit der undemokratischen, hinter verschlossenen Türen von BerufsfunktionärInnen ausgehandelten Arbeitsmarktpolitik, die Menschen nur als passive Objekte, die den Wettbewerbszumutungen einer undemokrati​schen Wirtschaft angepasst werden müssen, sieht. Stattdessen gemeinsam mit einer unab​hängigen Erwerbsarbeitslosenvertretung eine demokratische Beschäftigungspolitik entspre​chend ILO 122 zur Umsetzung des Menschenrechts auf frei gewählte, volle und möglichst produktive Arbeit aufbauen!

· Schrittweise Verkürzung der Wochenarbeitszeit auf 25 Stunden, gleichzeitige schrittweise Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens. Kostenloses und den Bedürfnissen der Menschen – insbesondere auch der als „bildungsfern“ Stigmatisierten! – angepasstes Bil​dungsangebot und soziale Dienstleistungen als „Social Commons“.
· Arbeitsbedingungen in der Wirtschaft den Menschen anpassen und deren Mitspracherechte ausbauen! Unternehmen bei der Gesundheitsprävention und bei der Antidiskriminierung in die Pflicht nehmen!
· Förderung solidarischer Ökonomie als Schritt zur Demokratisierung der gesamten Wirtschaft, statt teurer, paternalistischer SÖBs/GBPs die Pseudoaktivierung von oben herab simulieren. Empowerment von unten durch selbstbestimmte Arbeit in Weiterentwicklung der Aktion 8000 bzw. der experimentellen Arbeitspolitik der 80er Jahre.
Mindestsicherung
Aktive Arbeitslose Österreich fordert die möglichst rasche Totalreform der Mindestsicherung unter Einbeziehung der Betroffenen und deren Selbstorganisationen. Insbesondere:

1. Unabhängige Evaluation der Mindestsicherung unter Einbeziehung der Betroffenen. Ins​besondere Veröffentlichung über Sanktionen und deren Auswirkungen.

2. Erhöhung der Mindestsicherung auf eine Höhe deutlich über Armutsgrenze nach EUSILC, bzw. dem „Referenzbudget“

3. Rechtlicher Anspruch für Sonderbedarf (z.B. Reparaturen, (chronische) Krankheit…)

4. Recht auf Abdeckung des gesamten Wohnbedarfs (inklusive Heizung)

5. Recht auf Anerkennung von Unterhaltsverpflichtungen

6. Streichung der Sanktionen – das Existenzrecht für Menschen muss unbedingt gelten!So​lange es noch Sanktionen gibt: Information der Betroffenen von einer Beratungsmög​lichkeit durch SozialarbeiterInnen und Betroffenenselbstorganisationen sowie Informati​on über Sachleistungen (Lebensmittelgutscheine) während den Sanktionen. Unabhängi​ge Evaluation über Ursachen und Auswirkungen von Sanktionen unter Einbeziehung von Betroffenenselbstorganisationen.

7. Verfahrenshilfe bei Berufungen gegen Bescheide der Mindestsicherungsbehörde

8. Schluss mit der verfassungswidrigen generellen Verweigerung der aufschiebenden Wir​kung von Berufungen gegen Bescheide der Mindestsicherungsbehörde in Wien und in der Steiermark!

9. Verwarnung vor Ausspruch von Sanktionen entsprechend der Artikel 15a Vereinbarung!

10. Recht auf freie Kurswahl

11. Reduktion des automatischen Datenaustausches mit anderen Behörden auf das absolut notwendige!

12. Veröffentlichung aller Durchführungsanweisungen der Mindestsicherung. In einem Rechtsstaat haben die BürgerInnen ein Recht darauf zu erfahren, auf welcher Grundlage die Bürokratie entscheidet, zumal die Mindestsicherungsgesetze in vielen Punkten sehr vage sind.

13. Recht auf unabhängige Beratung durch einE weisungsfreien SozialarbeiterIn!

14. Einrichtung einer Sozialanwaltschaft als Betroffenenselbstvertretung.

15. Recht auf Bewegungsfreiheit: Keine Erfassung von Daten über Aufenthalte außerhalb des eigenen Bundeslandes

16. Armut und Arbeitslosigkeit strengen an: Recht auf Urlaub bzw. Auslandsaufenthalt von mindestens zwei Wochen im Jahr. Erhöhung für Familien mit Kindern bzw. bei besonde​ren familiären Verpflichtungen. Recht auf kurze Auslandsaufenthalte zur Wahrnehmung familiärer Verpflichtungen (Hochzeiten, Todesfälle, ...)

17. Erhöhung der Freigrenze für die Vermögensverwertung auf die 10fache Höhe der Ar​mutsgrenze nach EU-SILC

18. Kein versteckter Regress durch Eintragung in das Grundbuch bei Eigentumswohnungen etc. wenn diese zur Abdeckung des eigenen Wohnbedarfs bzw. dessen der eigenen Fa​milie (Kinder!) dienen, um die Verschärfung von Armut in der nächsten Generation zu vermeiden.

19. Aufstockende Mindestsicherung nicht nur für ArbeitnehmerInnen sondern auch für Selbständige und andere prekär Arbeitende.

Forderungen zu Frauenrechte aus Anlass der Demo "20.000 Frauen" zu 100 Jahre Interna​tionaler Frauentag 

Der Verein "AKTIVE ARBEITSLOSE" unterstützt die Demonstration 20.000 Frauen (und Män​ner) am 19.3.2011 sowie die Forderungen der Frauenorganisationen. 
Da die Anliegen der erwerbsarbeitslosen und in Armut lebenden Frauen unserer Wahrneh​mung nach in der vorherrschenden Gesellschaft überhaupt keine Beachtung finden aber auch in der "Frauenszene" wenig präsent sind, erlauben wir uns, einen etwas umfangreiche​ren Forderungskatalog beizutragen und hoffen so einen Anstoß zu einer Repolitisierung bei​zutragen. 

Wir finden es wichtig, dass Frauenorganisationen sich vermehrt mit anderen zivilgesell​schaftlichen Gruppen, auch der Lohnarbeitslosen und Armutsbetroffenen, zusammentun und gemeinsam um die volle Verwirklichung der Menschenrechte und der Demokratie enga​gieren. Der Verein "AKTIVE ARBEITSLOSE" versteht sich als emanzipatorischer Menschen​rechtsverein, der Frauenrechte als integralen Bestandteil seiner Arbeit ansieht. Wir wollen daher Frauenthemen nicht isoliert von den gesamtgesellschaftlichen Verhältnissen betrach​tet. Die Überwindung von Herrschaft und Ausbeutung ist für uns ein Anliegen, das alle Men​schen guten Willens angeht und ein gemeinsames Handeln erfordert. 

Unser Forderungskatalog konzentriert sich auf unsere Arbeitsschwerpunkte und stellt daher keinen Anspruch auf Vollständigkeit und Widerspruchsfreiheit! 
Unsere Forderungen: 

· Keine Existenz gefährdenden Bezugssperren und -kürzungen durch AMS und Sozia​lämter (Mindestsicherung)! Mindestsicherung deutlich über der Armutsgrenze von EU-SILC (2009: 994 Euro). Keine Zwangsunterwerfung des gesamten Haushalts unter das Mindestsicherungs​regime, auch wenn nur eine Person Mindestsicherung braucht!

· Keine Sanktionsdrohung bei Zuweisung in "Frauenberufe" solange diese schlechter bezahlt sind als "Männerberufe"

· Keine Anrechnung des Partnereinkommens bei der Notstandshilfe und bei der Min​destsicherung.

· Anerkennung von Erziehungspflichten für Kinder über 3 Jahren (Ausschlussgrund bei Notstandshilfe und Mindestsicherung!), keine Zwangsvermittlung in Arbeit mit atypi​schen Arbeitszeiten (Nachtarbeit, Wochenendarbeit, …), Anerkennung von Pflege An​gehöriger ab Pflegestufe 2 bei Mindestsicherung und AMS-Bezug.

· Totalreform von Arbeitslosenversicherung und Mindestsicherung unter massiven Ein​bezug betroffener Frauen und Männer. Langfristig bedingungsloses Grundeinkom​men für alle! Sofort: Recht auf frei gewählte AMS-Massnahmen für Lohnarbeitslose.

· Benachteiligung von Frauen bei der Invaliditäts-/Berufsunfähigkeitspension überwin​den (bislang 10%-Punkte geringere Anerkennungsquote). Recht auf frei gewählte Re​habilitation vor und in der Invaliditäts-/Berufsunfähigkeitspension statt menschen​rechtswidrige Zwang als Zugangshürde, Recht auf frei gewählte Unterstützung bei der "Wiedereingliederung", Pensionszeiten bei Wiedereinstieg anrechnen. Keine Zwangs​pensionierung von Frauen ab 60, die so wie Männer noch länger für eine höhere Pen​sion arbeiten wollen!

· Gleicher Lohn für gleiche Arbeit durch ein neues, flacheres Gehaltsschema, das Ge​halt vorwiegend nach Arbeitsplatzbewertung und Qualifikation einstuft und nicht nach Hierarchieebene und durch gedienter Zeit. Volle Absicherung von "informeller Arbeit" wie Erziehungs- und Pflegezeiten und Anerkennung für Gehaltsvorrückungen, gerechtere Aufteilung von "informeller Arbeit" und Lohnarbeit zwischen Männer und Frauen.

· Arbeitszeit auf 30 Stunden verkürzen + Recht auf frei gewählte, Existenz sichernde Vollzeitarbeit, gesetzlicher Mindestlohn 1.800 Euro brutto, 1.200 Euro Mindestpensi​on, 1.000 Euro Mindestsicherung 14 x jährlich.

· Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle in den Verfassungs​rang und Ratifizierung des Zusatzprotokolls zur Ermöglichung von Einzelklagen, eben​so Frauenrechtekonvention, Kinderrechtekonvention und Konvention über Rechte der WanderarbeiterInnen zur Gänze in Verfassungsrang! Menschen- und Frauenrech​te in Asyl- und Migrationspolitik umsetzen statt Gesetze willkürlich zu verschlechtern. Zweckgebundene Abgaben bei Einfuhr von Waren, die unter Ausbeutung von Frauen hergestellt wurden. Mehr internationales Engagement in der Menschenrechts- und Frauenpolitik!

· Kapitalismus und Herrschaft überwinden: Vermögen voll besteuern, Steuerflucht verhindern, Reichtum zurück verteilen, alle Diskriminierungen abbauen, Wirtschaft und Gesellschaft konsequent demokratisieren, Gemeingüter (Commons) und solidari​sche Ökonomie fördern. Internationale Solidarität und WeltbürgerInnenschaft für alle!
Antrag an die AK Wien: Nein zu den massiven Verschlechterungen bei der Invaliditätspen​sion!

Seit 1.1.2013 wird der Pensionsvorschuss bei laufenden Verfahren um die Invaliditätspension auf 2 Monate beschränkt (ab 2013: 3 Monate), auch wenn noch keine ärztliche Untersuchung stattgefun​den hat bzw. auch wenn Berufungen gegen Bescheide bzw. Gerichtsurteile eingebracht werden. Po​tentiell Invalide müssen nach 2 bzw. 3 Monaten sich wieder „arbeitsfähig“ und „arbeitswillig“ zeigen – also der Arbeitsvermittlung und Maßnahmen des AMS zur Verfügung stehen – obwohl sich später (was Jahre dauern kann) herausstellen kann, dass der betroffene Mensch doch arbeitsunfähig ist.

In Großbritannien und Deutschland gibt es bereits die ersten Todesfälle von Menschen, denen die Ar​beitsunfähigkeit einfach abgesprochen worden ist und die in unter Androhung des Existenzentzuges (Bezugssperre) verordneten Arbeitszwangsprogrammen gestorben sind!

Aktive Arbeitslose Österreich fordert daher die sofortige Rücknahme dieses unsere Existenz bedro​henden Regimes!

Ab 1.1.2014 wird die befristete Invaliditätspension abgeschafft. Stattdessen müssen Invalide, die kei​ne unbefristete Invaliditätspension zugesprochen bekommen (bisher etwa 70%) entweder auf frem​de Anordnung hin eine medizinische Schmalspurrehabilitation von etwa 6 Wochen machen oder eine berufliche Umschulung beim AMS und sich nachher wieder voll arbeitsfähig zeigen, auch wenn sie es nicht wirklich sind!

Als zentrale Stelle zur Feststellung der Arbeitsfähigkeit bzw. der Invalidität wurde eine „Gesundheitss​traße“ eingerichtet, die sich vor allem durch eine geringe Budgetierung für jedes er​stellte Gutachten und eine dementsprechend schlechte Qualität der Gutachten auszeichnet.

Das Sozialministerium erwartet sich eine Einsparung von 700 Millionen Euro innerhalb von 10 Jahren. Es steht also bei der Abschaffung der befristeten Invaliditätspension in erster Linie die Senkung der Staatsausgaben auf Kosten der Schwächsten im Vordergrund!

Schon in der bisherigen gesetzlichen Regelung wäre es möglich gewesen, ausreichend Rehabilitati​onsangebote zu erstellen und so das Prinzip „Rehabilitation vor Pension“ umzusetzen.

Das neue vom Sozialministerium eingeführte System zeichnet sich durch massiven Zwang und einer damit einhergehenden Verschlechterung der Rechte der Betroffenen Menschen aus.

Die Vollversammlung der AK Wien fordert daher unter Einbeziehung der betroffenen Menschen stattdessen die Entwicklung eines System das folgende Grundsätze gewährleistet:
1. Prinzip der Freiwilligkeit statt planwirtschaftlicher Zwangsmaßnahmen: Die Betroffenen wissen selbst am besten wann sie welche Unterstützung brauchen.

2. Recht auf Schutz vor menschenrechtswidrigen Zwangsbehandlungen. Recht auf freie Arztwahl bzw. Wahl der passende Rehabilitationseinrichtung

3. Möglichkeit der Überprüfung der Gutachten der Gesundheitsstraße durch eine Einrich​tung des eigenen Vertrauens.

4. Pensionsvorschuss während des gesamte Verfahrens um Anerkennung der Invaliditäts​pension, um zu verhindern, dass Invalide durch AMS-Zwangsmaßnahmen und durch Zwang, Jobs anzunehmen, die sie ja nicht ausüben können, gesundheitlich weiter ge​schädigt werden.

5. Als Beitrag zur Armutsbekämpfung nach EU Agenda 2020: Schluss mit der Diskriminie​rung von BezieherInnen der Ausgleichszulage: Keine Abzüge (rund 50% !) bei Zuver​diensten unter der Geringfügigkeitsgrenze. Dies verbessert die Chancen auf Rehabilitatio​n und fördert auch den Wiedereinstieg ins Berufsleben. 

6. Flexiblere Übergänge beim Wiedereinstieg ins Berufsleben, Verlängerung der Möglich​keit im Falle des gescheiterten Wiedereinstiegs in den Pensionsbezug zurück zu kehren auf zwei Jahre. 

7. Bei Wiedereinstieg ins Berufsleben volle Anrechnung der Zeiten in der Berufsunfähigk​eits/Invaliditäts-/Erwerbsunfähigkeitspension als Pensionsersatz​zeiten zur Erhöhung des Anreizes zur „Wiedereingliederung“ ins Erwerbsarbeitsleben.

8. Festlegung von Qualitätsstandards für medizinische Gutachten bei Gerichtsverfahren. Festlegung von Ausbildungsstandards für Gerichtsgutachter und Verpflichtung zur lau​fenden Weiterbildung. Stichprobenartige Überprüfung von Gerichtsgutachten durch un​abhängige und kompetente wissenschaftlichen Einrichtungen. Streichung von Gutach​tern aus der Gutachterliste, deren Gutachten nicht den Qualitätsstandards entsprechen.

9. Objektive Auswahl der Gerichtsgutachter durch eine unabhängige Stelle statt willkürli​cher Bestellung durch RichterInnen, die sich „ihre“ persönlichen Gutachter halten.

10. Abschaffung des § 42 ASGG: Nach dieser Bestimmung kann der Versicherungsträger dem Sachverständigen nach Abgabe seines Gutachten ein höheres als im Gebührenan​spruchsgesetz vorgesehenes Honorar zukommen lassen. Diese Macht einer Partei, einen Extrabonus an Sachverständige zu vergeben, führt zu deren struktureller Befangenheit. § 42 ASGG ist mit dem verfassungsmäßigen Gleichheitsgrundsatz und dem Recht auf ein faires Verfahren nach Artikel 6 EMRK unvereinbar. 

11. Recht auf zweites Gutachten: Derzeit kann ein Richter die Angaben seines Gutachters ohne Rücksicht auf gegenteilige Befunde und Gutachten, die der Pensionswerber vor​legt, zur „Gerichtswahrheit“ erheben. Wir fordern in diesen Fällen das Recht auf eine weitere Begutachtung durch einen nicht vom Verhandlungsrichter, sondern nach Zu​falls- oder Rotationsprinzip bestimmten unabhängigen Sachverständigen.

12. Abschaffung des § 42 ASGG: Nach dieser Bestimmung kann der Versicherungsträger dem Sachverständigen nach Abgabe seines Gutachten ein höheres als im Gebührenan​spruchsgesetz vorgesehenes Honorar zukommen lassen. Diese Macht einer Partei, einen Extrabonus an Sachverständige zu vergeben, führt zu deren struktureller Befangenheit. § 42 ASGG ist mit dem verfassungsmäßigen Gleichheitsgrundsatz und dem Recht auf ein faires Verfahren nach Artikel 6 EMRK unvereinbar. 

13. Nach dem Motto von Bruno Kreisky  alle Lebensbereiche mit Demokratie zu durchfluten Einrichtung von Betrof​fenen​vertretungen bei den Pensionsversicherungsanstalten und bei den Rehabilitations​ein​richtungen mit vollen Informationsrechten.
Schluss mit dem destruktiven Dogma vom (ewigen) Wirtschaftswachstum!

Geradezu gebetsmühlenartig wird in der Politik das Dogma von „Wirtschaftswachstum schafft Ar​beitsplätze“ stets wiederholt, obwohl die derzeit herrschende Mehrfachkrise eine Folge des vom Ka​pital geschaffenen Wachstumszwangs ist.

Das Dogma vom Wirtschaftswachstum bedeutet konkret für uns ArbeitnehmerInnen:

1. Wachsender Konkurrenz- und Leistungsdruck in der Arbeit, der bis zum Burn-Out führen kann, Ansteigen arbeitsbedingter Krankheiten insbesondere psychische Krankheiten

2. Vermehrtes Abdrängen von Arbeitnehmerinnen in prekäre Beschäftigungen (Teilzeitar​beit) und Niedriglöhne

3. Unterwerfung von immer mehr Lebensbereichen unter die Verwertungslogik des Kapi​tals, was letztlich zu massiven Preissteigerungen führt

4. Vermehrte „Privatisierung“ von Gemeingütern und gesellschaftlichen Ressourcen (Infra​struktur) was zu massiven Preissteigerungen führt (siehe Mieten!)

5. Verschlechterung der Qualität und Verkürzung der Lebensdauer von Produkten („ge​plante Obsoleszenz“)

6. Druck zu vermehrten, individualisierten Konsum = steigende Verschwendung von Res​sourcen und erhöhte Umweltverschmutzung

7. Künstliche Erhöhung der Lebenskosten

Wie die Entwicklung von Einkommen und Vermögen der vergangenen Jahrzehnte zeigen, kommt der Ertrag dieser Art von Wirtschaftswachstum fast ausschließlich den oberen 1 - 10% zugute. Die unte​ren Einkommensschichten haben trotz Wirtschaftswachstum Reallohneinkommensverluste bei gleichzeitiger Erhöhung der Lebenskosten hinzunehmen.

Die Vollversammlung der AK Wien fordert die Regierung auf, echte Alternativen zum auf Wachstums​zwang bestehenden kapitalistischen/neoliberalen Wirtschafts- und Gesellschaftssystem zu suchen, die unter anderem auf auf folgenden Prinzipien aufbauen:

1. Kooperation statt Konkurrenz, Demokratisierung der Wirtschaft.

2. Förderung der Nutzung gemeinsamer Ressourcen („Commons“) statt zwanghaft indi​vidualistischen und vereinzelnden Konsumzwang.

3. Möglichst dauerhafte und leicht reparierbare/wiederverwendbare Produkte.

4. Verringerung von Abhängigkeiten und Stärkung der Autonomie der ArbeitnehmerIn​nen/KonsumentInnen

5. Demokratische Rückvergemeinschaftung „privatisierter“ Ressourcen und Betriebe.

6. Entwicklung eines demokratisch kontrollierten Geldsystemsohne Wachstums​zwang.
�	„Recht auf frei gewählte Arbeit“, Abschaffung der Zwangsarbeit:�* UN Menschenrechtserklärung 1948, Artikel 23 [BGBl 120/1956]�* Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle  Rechte , Artikel 6 [BGBl 590/1978]�* Europäische Sozialcharta [BGBl 1969/460]�* Europäische Grundrechtecharta, Artikel 14 [Amtsblatt der EU Nr. C 130]�* ILO Konvention 122 [BGBl 1972/355], ILO Konvention  39, ILO  Konvention 105, ILO Empfehlung 202





